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Stellungnahme der Brücke SH zum „Gesetz zur Änderung des Psychisch-
Kranken-Gesetzes (PsychKG) und des Maßregelvollzugsgesetzes 
(MVollzG)“. 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Frau Tschanter, 
 
 
vielen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum „Gesetz zur Ände-
rung des Psychisch-Kranken-Gesetzes und des Maßregelvollzugsgeset-
zes“. 
Wir begrüßen es, dass die Umsetzung der Beschlüsse des BVerfG und des 
BGH erfolgen. 
Gleichzeitig möchten wir mit dieser Stellungnahme anregen, dass das 
PsychKG auf die neuen Entwicklungen in der sozialpsychiatrischen Be-
handlung und Betreuung im gesamten Text angepasst wird. Notwendige 
Ergänzungen wären u. a. in den Paragraphen 1,2, 4 und 5 vorzunehmen. 
Nach unseren Erfahrungen im Bereich der Behandlung, Eingliederungs-, 
Sucht- und Jugendhilfe und insbesondere seit der Kommunalisierung der 
Eingliederungshilfe ist deutlich, dass eine verstärkte Abstimmung und Ver-
netzung zwischen den unterschiedlichen Bereichen notwendig ist.  
Nur gemeinsam kann die Versorgung für psychisch erkrankter Menschen im 
Sinne der UN-BRK gesichert werden. 
Folgende Ergänzungen wären im PsychKG noch zu berücksichtigen: 
 
• Frühzeitige Einbeziehung des sozialen Umfeldes der erkrankten Men-

schen z. B. durch stattfindende Netzwerkgespräche oder Therapiever-
sammlungen in Behandlung und Betreuung, um möglichst alle Res-
sourcen für die Menschen einzubinden. 

• Neben den Patientenverfügungen auch abgestimmte Behandlungsver-
einbarungen/Betreuungsplanungen zwischen dem Menschen mit psy-
chischer Erkrankung und den Leistungserbringern u. a. aus Behand-
lung, Eingliederungshilfe und Pflege im Text aufnehmen, um Beteili-
gung und Selbstbestimmung der Menschen zu stärken. 
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• Das notwendiges Vorhalten von niedrigschwelligen Zugangswegen durch unabhängi-
ge Beratungs-und Kontaktstellen sicherzustellen. 

• Einer ausreichenden und auch präventiv tätigen Kriseninterventionsversorgung sicher-
zustellen, um Krankenhausaufnahmen zu vermeiden und ambulante Alternativen zur 
Krankenhausbehandlung vorzuhalten. 

• Arbeitskreise für gemeindenahe Psychiatrie, die den Auftrag der UN-BRK in der regio-
nalen Versorgung sicherstellen, um die Weiterentwicklung zu fördern und zu sichern. 
 

Zu den oben genannten Anmerkungen stehen wir Ihnen für weitere Gespräche gerne zur 
Verfügung. 
 
Wir möchten uns jedoch im Einzelnen auf die Stellungnahmen unseres Dachverbandes 
des Paritätischen SH und auf die der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
verbände SH e. V. beziehen (siehe Anlage). Den dort genannten Positionen und Ände-
rungsvorschlägen zum Gesetzeswortlaut des PsychKG und MVollzG schließen wir uns an, 
da sie eine bedeutende Verbesserung der Rechtsstellung der Menschen mit psychischer 
Erkrankung bedeuten. Weitere Ergänzungen unsererseits haben wir in blauer Farbe ge-
kennzeichnet und zur besseren Lesbarkeit die Vorschläge der Landesarbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtsverbände SH e. V. mit aufgeführt. 
 
Im Einzelnen schlagen wir folgende Änderung vor: 
 

PsychKG § 14 a) Abs. 4 folgendermaßen zu ergänzen: 
„Eine Behandlung der Anlasserkrankung gegen den natürlichen Willen des untergebrach-
ten Menschen (ärztliche Zwangsmaßnahem) mit dem Ziel, die fortdauernde Notwendig-
keit einer Unterbringung nach § 7 zu beseitigen, darf nur durchgeführt werden, wenn......“ 
(s. Stellungnahme LAG) 
 
PsychKG § 14 a) Abs. 4 Nr. 4 folgendermaßen zu ergänzen: 
Eine wirksame Patientenverfügung ist zu befolgen und eine gegebenenfalls vorliegende 
Behandlungsvereinbarung entsprechend zu beachten. 
 
PsychKG § 14 Absätze neu eingefügt zu Abs. 6 
Die oder der verantwortliche Facharzt/Fachärztin oder der/die behandelnde Arzt/Ärztin 
holt sich unverzüglich zur Sicherstellung der Rechte der Menschen eine 2te Stellungnah-
me einer Fachärztin oder eines Facharztes zur angeordneten Maßnahme ein. 
 
Dieses Vorgehen stärkt die Rechte der Menschen mit einer psychischen Erkrankung. 
 
PsychKG § 14 b) Abs. 5, 2. und im MVollzG § 5 Abs. 7, 2. folgendermaßen zu ergän-
zen: 
„2. Vor Beginn der Behandlung ernsthaft mit angemessenem Zeitaufwand und ohne 
Druck versucht wurde, eine auf Vertrauen gegründete, freiwillige Zustimmung des unter-
gebrachten Menschen zu erreichen sowie weitere Alternativen an Behandlung aufgezeigt 
wurden...“(s.. Stellungnahme LAG). 
 
PsychKG §14 um die Absätze 9 und 10 zu erweitern: 
(9) Die Zwangsbehandlung darf nicht vor Ablauf einer Woche nach Beginn der Unterbrin-
gung durchgeführt werden, es sei denn 
1. der Aufschub der Behandlung gefährdet das Leben des untergebrachten Menschen 
oder 
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2. die infolge des Aufschubs der Behandlung erforderlichen Maßnahmen beeinträchtigen 
den untergebrachten Menschen aus seiner Sicht wesentlich stärker als die Zwangsbe-
handlung. 
(10) Zwangsbehandlung ist unzulässig, wenn sie lebensgefährlich ist oder wenn sie die 
Gesundheit des untergebrachten Menschen erheblich gefährdet (s. Stellungnahme LAG). 
 
PsychKG § 25 im MVollzG mit einer Ausnahme im Abs. 2, Satz 3 zu: 
(2) Der untergebrachte Mensch ist an der Wahl der Überwachung (Video/Sitzwache) zu 
beteiligen. Die Beteiligung ist schriftlich zu dokumentieren. 

 
Für Nachfragen oder weitere Informationen stehen wir ihnen gerne  unter der Rufnummer 
(0431)  
9 82 05-0 zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Brücke SH 

 
Wofgang Faulbaum-Decke  
Geschäftsführer 
 

Anlage: 
LAG der Freien Wohlfahrtsverbände SH e. V. 
 
      
      










